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Darüber hinaus befinden sich innerhalb des zu überplanenden Bereiches Darstellungen ei-
ner "Elektrischen Freileitung (20-kV)". Da die im Bebauungsplan zukünftig vorgesehenen 
Gebietseinstufungen mit den Darstellungen des gültigen Flächennutzungsplanes nicht 
übereinstimmen, ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich. Diese soll im 
so genannten Parallelverfahren (gem. § 8 Abs. 3 BauGB) erfolgen. 

Die Darstellungen innerhalb des Geltungsbereiches wurden im Zuge der 1. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Verwaltungsgemeinschaft Wangen, Achberg und Amtzell ge-
ändert. Der Feststellungsbeschluss dieser 1. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde 
jedoch nicht öffentlich bekanntgemacht, so dass diese zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
rechtskräftig ist. Die Gemeinde Achberg stimmt entsprechend mit der Verwaltungsgemein-
schaft die weiteren Schritte hinsichtlich der öffentlichen Bekanntmachung ab. 

2.2  Der zu überplanende Bereich soll zukünftig über die bereits bestehenden verkehrlichen 
Erschließungsanlagen der Fa. Siloanlagen Achberg GmbH & Co. KG. erfolgen. Die durch 
den westlichen Anbau für Verwaltungsgebäude entfallenden Stellplätze sollen zukünftig 
im südlichen Bereich entlang der bereits bestehenden sowie teilweise neu zu errichtenden 
Produktionshallen versetzt werden. 

2.3  Auf Empfehlung des Landratsamtes Ravensburg soll im weiteren Verfahren durch die Ge-
meinde Achberg, die Vorhabenträgerschaft und die Sieber Consult GmbH eine Änderung 
des Bebauungsplanes gem. § 1 Abs. 3 BauGB i.V.m. §1 Abs. 8 BauGB geprüft werden. Das 
Planungsinstrument des "Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes" gem. § 12 BauGB ist bei 
einer Änderung des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes "Baind Gewerbegebiet" ("An-
gebotsbebauungsplan") nicht anwendbar. 

2.4  Die Höhenentwicklung des zu errichtenden Verwaltungsgebäudes soll sich zukünftig an 
den bestehenden Strukturen orientieren und durch 3-geschössige Bauweise insgesamt 
eine Höhe von 12,00 m aufweisen. Aufgrund der topographischen Situation soll die ange-
gliederte Produktionshalle inklusive Erd- beziehungsweise Kellergeschoss eine Gesamt-
höhe von 16,00 m (bis zur Attika) aufweisen. Die bestehende Produktionshalle ist derzeit 
12,00 m hoch. Aufgrund des Ausbaus eines Erd- beziehungsweise Kellergeschosses wird 
dem Orts- und Landschaftsbild weiterhin ausreichend Rechnung getragen. Von einer An-
gabe notwendiger Maßnahmen von Seiten des Landratsamtes Ravensburg wurde daher 
abgesehen. 

2.5  Weitere Informationen können der koordinierten Stellungnahme des Landratsamtes 
Ravensburg vom 23.02.2022 entnommen werden. 

 
3. Natur- und Artenschutz 

3.1  Ergänzend zur koordinierten Stellungnahme des Landratsamtes Ravensburg wurde im 
Rahmen des Behördentermins am 25.02.2022 die Notwendigkeit einer artenschutzrecht-
lichen Relevanzbegehung angesprochen. Hierbei ist insbesondere auf ein Vorkommen der 
Zauneidechse zu achten. 

3.2  Die im rechtsverbindlichen Bebauungsplan festgesetzte Baumreihe im Osten ist an einer 
geeigneten Stelle zu ersetzten. Diese werden in die benötigte Eingriffs-/Ausgleichsbilan-
zierung einfließen und ggf. im Rahmen der Ausgleichsmaßnahme berücksichtigt. 

3.3  Es ist zu prüfen, ob die Streuobstbäume auf der östlich angrenzenden Ausgleichsfläche 
(erste Baumreihe) durch die Planung beeinträchtigt werden oder diese weiterhin dauerhaft 
erhalten werden können. 

3.4  Um eine bessere Einbindung der neu zu errichtenden Halle nach Osten in Richtung der 
Autobahn und dem Landschaftsschutzgebiet zu erreichen, soll im weiteren Verfahren eine 
Fassadenbegrünung angedacht werden. 

 











http://um.baden-wuerttemberg.de/de/umwelt-natur/schutz-natuerlicher-lebensgrundlagen/wasser/starkregen/
http://um.baden-wuerttemberg.de/de/umwelt-natur/schutz-natuerlicher-lebensgrundlagen/wasser/starkregen/
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Der öffentliche Planungsträger hat bei Planung und Ausführung eigener Vorhaben der besonderen Vor-

bildfunktion gemäß § 2 Landesbodenschutzgesetz Rechnung zu tragen und die Belange des Bodenschut-

zes in besonderem Maße zu berücksichtigen. 

Wenn Grünflächen mit Pflanzgeboten festgesetzt werden, wird dringend empfohlen für diese eine kon-

krete, für die jeweils geplante Vegetation notwendige Mindestmächtigkeit für den Boden aus kulturfähi-

gem Unterboden und Oberboden festzusetzen. Pflanzgebote können nur langfristig funktionieren, wenn 

ein entsprechender Boden als Grundlage vorhanden ist. 

Es wird empfohlen folgenden Text in die Satzung aufzunehmen: 

Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu beschränken (§ 1a BauGB). Stellplätze und Zufah-
ren auf privaten und öffentlichen Flächen sind nur in einer Ausführung mit wasserdurchlässigen Belägen 

zulässig, sofern andere Belange nicht entgegenstehen. 

2. Hinweise 

Im Bereich der geplanten Erweiterung liegt eine Aufschüttung vor, über das verwendete Auffüllmaterial 

liegen keine Informationen vor. Die Verwertung bzw. die Entsorgung des Materials sollte durch einen 

Fachbauleiter erfolgen. 

Im Bebauungsplan Baind wurde auf dem Flurstück ein Retentionsbecken vorgesehen, dies wurde bisher 

nicht umgesetzt. 

Es wird empfohlen, folgende Punkte als Hinweise aufzunehmen: 

• Am Standort liegen nach der Bodenschätzung nur hochwertige Böden vor mit Bodenzahlen von 

63. Solche hochwertigen Böden sollten vor Vergeudung und Vernichtung geschützt werden. D.h. 

Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu beschränken (§ 1a BauGB) und bei Abtrag, 

Lagerung und Transport des Oberbodens ist auf einen sorgsamen und schonenden Umgang zu 

achten, um Verdichtungen, Vermischungen mit anderen Bodenarten oder Bauschutt zu vermei-

den (Minimierung des Eingriffes in den Boden). Überschüssiger Oberboden ist einer sinnvollen, 

möglichst hochwertigen Verwertung zuzuführen, z.B. Auftrag auf landwirtschaftlichen Flächen, 

Gartenbau (ebenfalls zur Minimierung des Eingriffes). 

• Bei der Bauausführung ist auf einen fachgerechten und schonenden Umgang mit dem Boden zu 

achten, entsprechend der Darstellung in der Broschüre „Bodenschutz beim Bauen“. 

https://www.rv.de/site/LRA_RV_Responsive/get/params_E2012510773/18658595/Flyer-LK-

Bodenschutz.pdf. 

• Die DIN 19731 („Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Bodenmaterial“) und DIN 18915 („Vege-
tationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“) und DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung 
und Durchführung von Bauarbeiten“ sind bei der Bauausführung einzuhalten.  

• Zur Sicherstellung des fachgerechten Umgangs mit dem Boden werden die Planung und die Um-
setzung der Bodenschutzmaßnahmen, entsprechend der Liste „Bodenschutz bei Baumaßnah-
men“ sowie die Begleitung der Bodenarbeiten durch eine bodenkundliche Fachkraft empfohlen.  

• Durch planerische Maßnahmen ist der Bodenaushub zu reduzieren. 

• Bei Abtrag, Lagerung und Transport des Oberbodens ist auf einen sorgsamen und schonenden 

Umgang zu achten, um Verdichtungen oder Vermischungen mit anderen Bodenhorizonten zu 

vermeiden. Zu Beginn der Baumaßnahmen ist der anstehende humose Boden abzuschieben und 

bis zur Wiederverwertung in profilierten Mieten ohne Verdichtungen, getrennt nach Oberboden 
und kulturfähigem Unterboden zu lagern. Die Mieten sind mit tiefwurzelnden Gründüngungs-

pflanzenarten zu begrünen. Die Bodenhorizonte sind beim Ausbau sauber nach Oberboden, kul-

turfähigem Unterboden und unverwittertem Untergrundmaterial zu trennen, getrennt zu lagern 

und bei einer Wiederverwertung vor Ort möglichst entsprechend ihrer ursprünglichen Schich-

tung, bei Wiederherstellung von Grünflächen verdichtungsfrei wieder einzubauen. 

https://www.rv.de/site/LRA_RV_Responsive/get/params_E2012510773/18658595/Flyer-LK-Bodenschutz.pdf
https://www.rv.de/site/LRA_RV_Responsive/get/params_E2012510773/18658595/Flyer-LK-Bodenschutz.pdf
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2. Bedenken und Anregungen 

Grundwasserschutz 

Die Bauleitpläne sollen dazu beitragen die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen. (§ 1 Abs. 5 BauGB). 

Wegen der überragenden Bedeutung der Ressource Grundwasser als eine wesentliche Lebensgrundlage 

sind Eingriffe in den Grundwasserhaushalt beim Bauen zu vermeiden bzw. zu minimieren. 

Um gesicherte Erkenntnisse über die Grundwassersituation zu erhalten, empfehlen wir vorab in grund-

wassernahen Bereichen (Talauen, Quellbereiche usw.) Baugrunderkundungen mittels verpegelten Erd-

aufschlussbohrungen durchzuführen.  

Bei der Beurteilung der Grundwasserstände ist der Schwankungsbereich des Grundwassers zu berücksich-

tigen. 

Erdaufschlüsse sind gem. § 43 WG dem Landratsamt – Untere Wasserbehörde- anzuzeigen. 

Falls Grundwasserbenutzungen (Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten, Ableiten, Aufstauen, Absenken 

und Umleiten von Grundwasser) notwendig werden, ist die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt 

anzuwenden, um eine Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige Veränderung 

seiner Eigenschaften zu vermeiden. 

Drainagen im Grundwasserbereich, sowie Sickerschächte sind grundsätzlich nicht zulässig. 

Um in kritischen Bereichen Schadensfällen vorzubeugen, ist zu prüfen, ob nicht auf Untergeschosse ver-

zichtet werden kann. Wenn nicht, wird empfohlen, die im Grundwasserbereich zu liegen kommenden 

Baukörper wasserdicht und auftriebssicher herzustellen. 

Die im Grundwasserbereich eingebrachten Materialien dürfen keine schädlichen auslaugbaren Beimi-

schungen enthalten. 

3. Hinweise 

Wir bitten im Bebauungsplan folgende Hinweise mit aufzunehmen: 

Grundwasserbenutzungen bedürfen in der Regel einer wasserrechtlichen Erlaubnis gem. §§ 8,9,10 Was-

serhaushaltsgesetz (WHG). 

Diese ist bei der Unteren Wasserbehörde beim Landratsamt Ravensburg zu beantragen. Die für das Er-

laubnisverfahren notwendigen Antragsunterlagen müssen nach § 86 Absatz 2 WG von einem hierzu befä-

higten Sachverständigen gefertigt und unterzeichnet werden. Ein Formblatt über die notwendigen Unter-

lagen ist bei der Unteren Wasserbehörde erhältlich. Eine Erlaubnis für das Zutagefördern und Zutagelei-
ten von Grundwasser zur Trockenhaltung einer Baugrube kann grundsätzlich nur vorübergehend erteilt 

werden. 

Die unvorhergesehene Erschließung von Grundwasser hat der Unternehmer gem.  

§ 49 Absatz 2 WHG bei der Unteren Wasserbehörde des Landratsamtes unverzüglich anzuzeigen. Die 

Untere Wasserbehörde trifft die erforderlichen Anordnungen. 


